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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über das gemeinschaft- 
liche Versand verfahren 

— Drucksache V/2852 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Giulini 


Der obengenannte Vorschlag der EG-Kommission 
wurde vom Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 
29. April 1968 an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen federführend und den Verkehrs- 
ausschuß mitberatend zur Behandlung überwiesen. 
Der Verkehrsausschuß hat von der Vorlage zustim- 
mend Kenntnis genommen. 

Ziel der von der Kommission dem Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften vorgeschlagenen Verord- 
nung ist es, das Verfahren bei der Beförderung von 
Waren zwischen Drittländern und den Gemein- 
schaftsstaaten sowie innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu vereinheitlichen und zu 
vereinfachen. Mit der schrittweisen Einführung des 
Gemeinsamen Zolltarifs und mit den gemeinschaft- 
lichen zollrechtlichen Regelungen wird nicht zwangs- 
läufig erreicht, daß für die Beförderung von Waren, 
die zollrechtlichen, steuerrechtlichen oder anderen 
Maßnahmen unterliegen, aufeinanderfolgende natio- 
nale Zollverfahren vermieden werden. Das liegt dar- 
an, daß bis zur Harmonisierung aller einzelstaat- 
lichen Maßnahmen, die die Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr regeln, die nationalen Vorschriften wei- 
terhin geltendes Recht bleiben und auch von den 
einzelnen Staaten durch unterschiedliche Verfahren 
überwacht werden. 

Um zu erreichen, daß die Waren innerhalb der 
EWG künftig unter gleichen Bedingungen befördert 
werden könnten, wie sie für den Warenverkehr in- 
nerhalb eines Mitgliedslandes gelten, hat sich daher 
ein einheitliches Verfahren als unerläßlich erwiesen, 


das für alle einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen 
Maßnahmen anwendbar ist, die bei der Beförderung 
von Waren zwischen zwei Orten innerhalb der Ge- 
meinschaft zu beachten sind. Wesentliches Merkmal 
dieses sogenannten gemeinschaftlichen Versandver- 
fahrens ist es, daß bei Beachtung der definierten 
Bedingungen und Anwendung einheitlicher Formu- 
lare beim überschreiten jeder innergemeinschaft- 
lichen Grenze auf erneute Uberwachungsmaßnah- 
men weitgehend verzichtet werden kann. Dabei 
wird zwischen einem internen gemeinschaftlichen 
Versandverfahren (innerhalb des Raumes der Mit- 
gliedstaaten) und einem externen gemeinschaftlichen 
Versandverfahren (zwischen einem Mitgliedsland 
und einem Drittland) unterschieden. 

Für Warenbewegungen innerhalb eines Mitglied- 
landes kann zwischen dem gemeinschaftlichen Ver- 
sandverfahren und dem einzelstaatlich zulässigen 
Verfahren gewählt werden. Für bestimmte Bereiche 
(Schienenverkehr, Seeverkehr, Luftverkehr, Reise- 
verkehr pp.) gelten sachbedingte Sonderregelungen. 
Abgesehen von diesen Sonderregelungen gilt das 
gemeinschaftliche Versandverfahren für alle Ver- 
kehrsmittel einheitlich. 

Durch die Schaffung eines einheitlichen Formulars 
zur Kontrolle zollrechtlicher, steuerrechtlicher, wirt- 
schaftlicher, statistischer oder sonstiger Normen so- 
wie durch den weitgehenden Verzicht auf Kontrol- 
len an den Binnengrenzen der EWG wird das Ver- 
fahren bei der Warenbeförderung wesentlich ver- 
einfacht und unterschiedliche nationale Beförde- 
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rungsbedingungen — soweit es den Sektor der Kon- 
trollen betrifft — einander angeglichen. Gleichzeitig 
wird hierdurch eine erhebliche Beschleunigung des 
innergemeinschaftiichen Warenverkehrs erreicht. 
Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Druck- 
sache V/2852 verwiesen. 

Der Ausschuß hat bei Prüfung der Vorlage insbe- 
sondere auch untersucht, ob der Reiseverkehr durch 
die vorgeschlagenen Regelungen beschränkt wird. 
Das ist nicht der Fall. Nach der Vorlage soll die 
Verordnung bereits am 1. Juli 1968 in Kraft treten. 
Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens auf den 1. Januar 1969 hinausge- 
schoben werden sollte, damit sich Wirtschaft und 
Verwaltung, inbesondere Zollverwaltung, auf die 
neue Rechtslage einstellen können. Mit dieser Maß- 
gabe empfiehlt der Ausschuß einstimmig, von der 
Vorlage Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 20. Juni 1968 


Dr. Giulini 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften — Drucksache V/2852 — 
Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, darauf hinzu- 
wirken, daß der in Artikel 60 Nr. 2 Satz 1 vor- 
gesehene Zeitpunkt vom 1. Juli 1968 auf den 
1. Januar 1969 verschoben wird. 


Bonn, den 20. Juni 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Giulini 

Berichterstatter 
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